
$#•?. für die Diskussion nicht maßgeblich. Bezüglich Aufbau 

ipf: j. und Inhalt geht es weit an den Mindestanforderungen 

£&£•.? vorbei und ein interessierter Laie dürfte das Gutachten 

nicht nachvollziehen können. Aber nur unter Beachtung 

der Mindestanforderungen ist ein Gutachten auftrags-

tHSSjund zweckentsprechend erstellt. Die Praxis sieht (leider) 

Ji oft ganz anders aus, insbesondere in dem als Beispiel 

wieder gegebenen Gutachten! 

Äffi Natürlich erfordert die Einhaltung der genannten Min-

^%rl.destanforderungen auch ein Mindestmaß an zeitlichen 

fi^-f Aufwand. Der in Zusammenhang mit der Erstellung von 
fflfcliVerkehrswertgutachten erforderlichen Zeitaufwand wur-

B?Elf de anlässlich einer Untersuchung mit durchschnittlich. 

Std. beziffert (vgl. z.B. Informationsdienst für Sach-

Heft 06/98, Seite 14). Weitere Fachpublika-

plp'lipnen bestätigen diesen Stundenansatz, wohl gemerkt 

^B^^nter Einhaltung der Mindestanforderungen. In Zeiten des 

Einsatzes von moderner Wertermittlungssoftware und 

ffer Büroorganisation lässt sich der Arbeitsaufwand 

^Steher verringern, so dass nach meinen eigenen Erfah-

i$$jngen durchschnittlich rund 25 bis 30 Stunden (je nach 

und Schwierigkeitsgrad) für die Erstellung ei-

^g^fÄösVerkehrswertgutachtens, wohl gemerkt unter Einhal-

* ;f!(feng der vorstehenden Ausführungen, erforderlich werden, 

t: Das abgedruckte Beispiel unterwandert die ei-

lich die von der Rechtssprechung ausformulierten 

von den zuständigen Kammern vor- und festge-

Mindestanforderungen. Auf der Grundlage 

hier Gutachten werden nicht selten (auch gerichtli-

Entscheidungen mit weitreichenden finanziellen 

;en getroffen. Da können und dürfen bei der Hono-

ing nicht plötzlich ganz andere Kostenkriterien gel-

Es ist sicher nicht im Interesse eines Gutachtenver-

iders, dass allein aus Kostengründen hier Abstriche 

der Qualität, Nachvollziehbarkeit und Aussagefähig-

der Gutachten gemacht werden sollen. Ganz zu 

, dass bei dieser Arbeitsweise die Haftungs-

. ^^ ik offenbar deutlich unterschätzt wird. Die 

^ffgejngesparten Kosten stehen möglicherweise grundsätz-

Stf^lpiich'in keinem Verhältnis zu den Schäden, die auf Grund 

llpällyön Fehlbewertungen oder Fehlinterpretationen in den 

Äf^|ur2gutachten entstehen. 
I^^Säoh,! .gemerkt, es geht mir nicht darum, eine reine Kos-
||||Ändiskussion zu führen, sondern es erscheint mir wich-

fe^lfg,:klar heraus zu stellen, dass die Einhaltung von Min-
ÄllÖBStanforderungen auch ein Mindestmaß an Kosten ver-

^||S^feaoht. Kein Sachverständiger will und soll sich daran 

^|&|ianstlich bereichern. Die Novellierung des ZSEG be-
^|||^lglich der Einführung des JVEG stellt ziemlich deut-
^i|fl|^ auf die Tatsache ab, dass zukünftig nicht mehr ent-

schädigt, sondern leistungsgerecht vergütet werden soll. 

Es soll sicherstellen, dass der gerichtlich tätige Sachver 

ständige nunmehr eine angemessene (der privaten Gut 

achtertätigkeit (weitestgehend) entsprechende) Vergü 

tung erhält. Die Unterwanderung der Mindest- an-

forderungen schafft neuen Diskussions- und Handlungs 

bedarf. Ich sehe deshalb insbesondere die überwachen 

den Gremien, namentlich die Industrie- und Handels 

kammern, in der Pflicht, die von Ihnen mit aufgestellten 

Mindestanforderungen an Gutachten auch zu überprü 

fen und deren Einhaltung zu überwachen. Wir sprechen 

zwar oft von einer Qualitätssicherung und Qualitäts 

überprüfung auch bei öffentlich bestellten und vereidig 

ten Sachverständigen, die nach meiner Einschätzung im 

vorliegenden Fall offensichtlich nicht vorliegt. Ich ver 

weise in diesem Zusammenhang auf die bestehende Pra 

xis bei der Überwachung von zertifizierten Sachverstän 

digen. Hier werden beispielsweise regelmäßig Gut 

achten (Arbeitsproben) abgefordert, bei Unterschreitung 

dieser Standards Abmahnungen ausgesprochen und bei 

schwerwiegenden Verstößen die Zertifizierung entzo 

gen. Das verstehe ich unter einer zeitgemäßen Qualitäts 

sicherung. Öffentlich bestellt und vereidigt und/oder 

zertifiziert werden nur Sachverständige mit besonderer 

Sach- und Fachkunde. Dies sollte sich auch in den von 

uns erstellten Gutachten wieder finden, hierzu sind wir 

schon aus einer uns gegebenen Berufsehre verpflichtet. 

Vielleicht gelingt es gemeinsam mit allen Beteiligten 

verbindliche Qualitätsstandards für die Erstellung von 

Verkehrs- und Mietwertgutachten aufzustellen und um 

zusetzen, die sowohl bundeseinheitlich für (gerichtlich 

und privat beauftragte) Verkehrs- und Mietwertgutach 

ten gelten und die andererseits einheitlich jeder Sachver 

ständige, ob nun öffentlich bestellt und vereidigt, zertifi 

ziert oder als freier Sachverständiger einzuhalten hat. 

Und wenn es uns dann auch noch gelingt, dies bei allen 

Gerichten und sonstigen potentiellen Auftraggebern glaub 

haft und nachvollziehbar kund zu tun, dann erübrigt sich 

auch die Kostendiskussion und die öffentliche Ausein 

andersetzung mit der hier vorgestellten Gutachtenpraxis. 

Ich hoffe, auf eine rege Diskussion und Unterstützung 

durch alle Kolleginnen und Kollegen sowie durch die 

überwachenden und bestellenden Institutionen. 

Roland R. Vogel öbv Sachverständige aus Berlin, 

Mitglied des RDM-Ausschusses für Sachverständige 

In meinem Büro gibt es seit mehr als 20-jährigem Beste 

hen kein „Kurzgutachten", was immer man darunter 

verstehen mag",-schreibt der öffentlich bestellte und 

vereidigte. „Und das mit gutem Grund. Das in keiner 



Weise klar definierte „Kurzgutachten" halte ich für eine 

bedauerliche Erscheinung. Hierfür legt Ihr veröffent 

lichtes Beispiel ein beredtes Zeugnis ab. Keineswegs 

kann es den Mindestanforderungen entsprechen, die an 

ein Gutachten zu stellen sind. Der Sachverständige, der 

ein solches „Kurzgutachten" erstattet, verstößt eindeutig 

gegen die Verpflichtung, ein NACHVOLLZIEHBARES 

und MANGELFREIES Gutachten zu erstatten. Mag 

sein, dass Konkurrenzdruck oder ähnliches auch erfah 

rene Kollegen zuweilen oder auch erschreckend häufig 

dazu veranlasst, den „klassischen" Weg der Gutachten 

erstattung zu verlassen. Es zeigt sich an dem zur Diskus 

sion gestellten Beispiel, dass mit dem Nachgeben 

gegenüber diesem Druck die Mindestanforderungen an 

ein Gutachten nicht mehr beachtet werden. Es leidet die 

elementare Gutachten-Qualität in unerträglicher Weise. 

| Zudem leisten die Sachverständigen sich und dem gan-

ro Berufsstand einen Bärendienst. Solche „Gutachten" 

können und werden zum Anlass genommen, dass das 

deutsche Wertermittlungswesen an solchen Gutachten 

gemessen und verunglimpft wird. Ist doch die Aussage 

kraft eines solchen „verkrüppelten Gutachtens" denkbar 

dürftig. Was dort zu lesen ist, könnte einerseits das Re 

sultat der vernünftigen Überlegungen eines kenntnisrei 

chen öbuv Sachverständigen sein, der all seine Urteils 

kraft auf das Ergebnis komprimiert. Es kann aber genau 

so auch die Ausarbeitung eines im Markt völlig Unbe 

wanderten sein, der in Art eines Sachbearbeiters gelernt 

hat, Zahlen in ein Wertschema einzufüllen. Unterschei 

den kann man dies aus dem Gutachten nicht. Nur der 

„Ruf eines Sachverständigen wäre möglicherweise ein 

Unterscheidungskriterium, ob dem Gutachten geglaubt 

9 werden kann - oder nicht. Beschränkt sich doch der 

ichverständige in einem solchen „Kurzgutachten" auf 

bloße Behauptungen. Der Verwender des Gutachtens 

kann sich ihnen je nach Interessenlage anschließen, oder 

eben auch nicht. Nach der Rechtsprechung ist ein sol 

ches Gutachten als „objektiv wertlos" einzuschätzen. 

Als „objektiv wertlos" ist ein Gutachten zu bezeichnen, 

das Jeder nachvollziehbaren Begründung insbesondere 

zur Wahl des Wertermittlungsverfahrens, zu den heran 

gezogenen Wertermittlungsgrundlagen und zu den son 

stigen für die Wertermittlung maßgeblichen Gesichts 

punkten entbehrt. Die Begründungspflicht gehört nach 

anerkannter Auffassung im Schrifttum und höchstrichter 

licher Rechtsprechung zum Wesen eines Gutachtens, 

denn das Gutachten muss verständlich sein, und seine 

Ausführungen müssen die gedankliche Schlüssigkeit be 

urteilen lassen (BGH Urt. v. 18.12.1958, 4 StR 399/58)". 

So urteilte unter anderem das VG Augsburg, Urt. v. 

10.02.1982 -Au 4 K 80 A 914. Von diesen vor vielen Jahren 

formulierten Grundsätzen ist nichts abzustreichen. 

Ein Kurzgutachten kann nicht leisten, was für ein Sach 

verständigengutachten als unerlässlich angesehen wer- -

den muss: Die sorgfaltige, in allen Einzelheiten auch für 

den Laien nachvollziehbare Begründung der jeweils zur •',., 

treffenden, auf den Einzelfall bezogenen Ansätze. Das .v 

ist die Qualität, die von einem öbuv Sachverständigen '-

erwartet werden kann - und muss. Nur so lässt sich das ..;„;:' 

qualifizierte Sachverständigengutachten eines in seinem'*'^ 

Sprengel bekannten und erfahrenen, dem Leser 

vollkommen unbekannten Sachverständigen vom 

borat eines CD-gestützen Sch(w)achverständigen 

scheiden. Sachverständige begeben sich mit der 

den Nachvollziehbarkeit des Gutachtens zudem in 

Gefahr, bei Unklarheiten zu ihren Lasten in eine wedeiQ 

gewollte noch vermeidbare Haftung genommen zu werdeja^l 

Nur bei einem verbindlich vereinbartem Ausschluss 

Drittverwendungsfähigkeit eines solchen Gutachten§||iJ: 

(z.B. bei einer Gutachtenerstattung für die interne 

hungswertprüfung im Bankenauftrag bei entsprechendeig|i| 

bindender Vereinbarung) kann davon abgesehen werden^jg' 

jeden Ansatz nachvollziehbar zu begründen -

hat er sowieso den Wertermittlungsanweisungen 

weiligen Instituts zu entsprechen. Der Sachverständig^?! 

geht (bei Kenntnis der anzunehmenden ™~" -«^s 

dungsfähigkeit eines jeden noch so kurzen 

das Risiko ein, dass von ihm nachträglich 

wird, die Nachvollziehbarkeit des „Gutachtens" 

stellen, und dies ohne weitere Zahlung für die dann _w _ __ 

erbringende Leistung. Denn von der Bezahlungs-Seit^J^ ̂  

ist der Werkvertrag bereits in der abgerechneten Höftd|JH jS 

erfüllt. Nur: Ein „mangelfreies Gutachten" liegt mit e$|^|j^|& 

nem „Kurzgutachten" nicht vor. Ich brauche hier iüoi|§Mj*r1il 
aufzuzählen, an welchen Stellen man überall 

gen halten könnte und müsste, um die Auslassungen4 

Beispiels-Gutachtens zu hinterfragen. Das kann jed 

Leser sehen. Wie der Kollege bis zu 200 solcher „ 

gutachten" neben seiner verantwortlichen Tätigkeit 

Erstatter von „Vollgutachten" leisten kann, ist 

hin nicht klar. Allein die Zahl der notwendigen OrtsrJ^t 

sichtigungen, und dies auch noch im ländlichen Raiiää^ 

die erforderlichen Recherchen und die Ausarbeitung fiäfeg 

len doch häufig mehr als einen halben Arbeitstag. Unjfe 

das x 200? Nun kann argumentiert werden, der Marijfo 
verlange aber eine solche kurze, niedrigpreisige Aussa 

ge. Dem halte ich entgegen, dass der Nachfrager nur tf^tfl 

lange eine solche Aussage erhält, so lange es 

ständige gibt, die -sich dafür zur Verfügung stellen. Te#4ii§&l3n: 

kann nur an die betreffenden Kollegen appellieren: H< 
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Sie auf, dem Verbraucher vorzugaukeln, Wertermittlung 

sei ein einfache, rasch zu erledigende Sache, bei der 

man nach Anwendung weniger „Werkzeuge" das Ergeb 

nis abliefern kann. Sie wissen, dass es nicht so ist. Wa 

rum lassen Sie also den Eindruck entstehen? Von nie 

mandem kann eine „Dienstleistung light" verlangt 

werden. Oder haben Sie Zutrauen zu einem Anwalt oder 

einem Wirtschaftsprüfer, der Ihnen Geld für eine „nur so 

überschlägige, mit möglichst wenig Aufwand verbundene" 

Vertretung vor Gericht oder dem Finanzamt abverlangt?" 

Bernd Täffner, öffentlich bestellter und vereidigter 

Sachverständiger,Worms 

$^An dem Beispielgutachten sehe ich die Verwendung des 

fjfrfe Begriffes „Verkehrswert" als problematisch an. Der 

/^Gutachter begibt sich hier freiwillig und unnötig in Ge-

" fdfohr. Bei der Verwendung dieses Begriffes sind nach §1 

WertV „die Vorschriften dieser Verordnung anzu-

Nwnden". Alleine die lange Aufgabenliste des §3 WertV 

iliprengt bereits die Möglichkeiten eines Kurzgutachtens. 

l%!üiCh der Hinweis auf ein „angebliches" Wegerecht 

Reicht dann nicht aus. Und falls es sich dabei wirklich 

eine Verkehrswertermittlung handelt, ist nach der 

abzurechnen. Der Kostenvorteil für den Auftrag-

sber hat sich damit aufgelöst. 

sl Rickert Rechtsanwalt Fachbereich Recht Leiter 

ÜP& Referats Kammerrecht, Sachverständigenwesen 

(Eine umfangreichere Stellungnahme folgt, so-

||pd1die entsprechenden Kommissionen getagt haben) 

Zunächst ist die Aussage des Sachverständigen, es gäbe 

Richtlinien oder Empfehlungen für Gutachten im 

der Grundstückswertermittlung seitens der 

i, nicht richtig. Tatsächlich bestehen Mindestanfor-

an Gutachten, die den Sachverständigen auch 

sein sollten. Weiterhin ist eine Unterscheidung 

lk Kurz- und Langgutachten keine Einteilung der IHKs. 

vt gehen davon aus, dass jedes Gutachten neben der 

sriellen Richtigkeit zwei Voraussetzungen erfüllen 

es muss für den Laien nachvollziehbar und für 

^chleute nachprüfbar sein. Die Bezeichnung des Gut-

ghtens ändert an diesen Kriterien nichts. Soweit ein Be-

ti^rmis auf Seiten des Auftraggebers besteht, zu einem 

festrannten Zweck nur einen bestimmten Ausschnitt zu 

.^kommen, kann er dies durch die konkrete Einschrän 

kung des Gutachtenauftrags erreichen. Diese Einschrän-

müssen sich jedoch auch im Gutachten selbst 

fiter "Auftrag und Zweck wieder finden, also offen ge-

sein. Gleichzeitig dürfen sie aber das Gutachten 

nicht wertlos bzw. inhaltlich falsch machen. 

Josef Böhm, Rechtsreferent, IHK Regensburg 

Seitens der IHK Regensburg gibt es zu diesem Thema 

keine Empfehlungen an die von uns für das Sachgebiet 

„Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken" 

öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen. 

Dass ein „Kurzgutachten" immer dann abzulehnen ist, 

wenn das „kurz" sich auf die (un-) vollständige Ermitt 

lung des zu beurteilenden Sachverhalts bezieht und da 

mit die inhaltliche Richtigkeit des Gutachtens nicht ge 

währleistet ist, steht sicher außer Zweifel. Im übrigen 

sehe ich hier von einer Stellungnahme ab. Sie müsste 

nämlich, wenn sie „Hand und Fuß" haben soll, umfas 

send sein. Anderenfalls würde ich genau das tun, was 

ich - jedenfalls grundsätzlich - ablehne, nämlich ein 

„Kurzgutachten" erstatten." 

Frau Thumann, IHK Bremerhaven \ 

Wir halten nicht viel von Kurzgutachten, allerdings kön 

nen wir unseren Sachverständigen nicht vorschreiben, 

wie sie ihr Gutachten anfertigen sollen. Wir könnten nur 

aktiv werden, falls wir zur Überprüfung eines Gutachtens 

durch die Kammer gebeten würden. Meist entfallen in Kurz 

gutachten die Erklärungen und Begründungen. Die Nach 

vollziehbarkeit wird dann schwierig. In unserem Bezirk 

ist das Thema Kurzgutachten allerdings auch kein Thema, 

das Sachverständige an die Kammer herangetragen haben. 

Dr. Gero Krause, Industrie- und Handelskammer 

Karlsruhe 

Grundsätzlich ist der öffentlich bestellte und vereidigte 

Sachverständige als Beweismittel für die Gerichte zur 

Abgabe von Individualgutachten verpflichtet, die voll 

umfänglich auf den Streitstand mit entsprechender Wür 

digung einzugehen haben. Kurz- oder Pauschalgutachten 

können diese gesetzliche Aufgabe einer gründlichen 

fachlichen Würdigung nicht ersetzen. Die Kurz- oder 

Pauschalgutachten (eine gesicherte Definition dieser Be 

griffe gibt es nicht) stellt nur das Ergebnis mit einer pau 

schalen, allerdings die wesentlichen Kriterien wieder- ge 

benden Begründung dar. Auf sie wird kraft Autorität des 

Ausstellers, das heißt des öffentlich bestellten und verei 

digten Sachverständigen, eine Bestätigung mit kurzer Be 

gründung abgegeben. Sie tauchen vielfach als Experti 

sen im Kunst- und Antiquitäten- oder Teppichhandel auf. 

Die Kurz- oder Pauschalgutachten laufen demzufolge der 

erforderlichen Gewissenhaftigkeit bei Abgabe eines Gut 

achtens zuwider. Sie werden demzufolge in erster Linie 

in Privatgutachten, die als Massengutachten auftauchen, 

eingesetzt (beispielsweise Teppichexpertisen vor einer Ver 

steigerung oder Kraftfahrzeugschäden und andere). ■ 

tet 

"Atagabe 02-2004 


